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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit versucht, die in Rechtsprechung und Lehre geführte 
Diskussion über eine Konzernhaftung vor einen rechtstatsächlichen, rechtsge-
schichtlichen und wirtschaftswissenschaftlichen Hintergrund zu stellen und zu 
prüfen, ob der selbständige Konzernhaftungstatbestand analog §§ 302, 303 
Aktiengesetz ein ausbaufähiges Modell darstellt, oder ob er sich als ein Irrweg 
erweist. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1997/98 als Dissertation vom Fachbe-
reich Rechtswissenschaften der Philipps-Universität Marburg angenommen. 
Literatur und Rechtsprechung befinden sich auf dem Stand von Dezember 
1997. 

Meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Erich Schanze, danke ich beson-
ders für die wissenschaftliche Förderung, die ich in meiner Assistentenzeit an 
seinen Lehrstühlen am Fachbereich Wirtschafts- und Rechtswissenschaften der 
Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg und am Institut flir Rechtsverglei-
chung der Philipps-Universität Marburg durch ihn erfahren habe. 

Weiterhin möchte ich mich bei Herrn Prof. Dr. Herbert Leßmann fiir die 
Übernahme des Zweitgutachtens bedanken. 

Marburg, im Januar 1998 Hans-Günther Kern 
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Einleitung 

Formen der Haftungsbegrenzung bei Kapitalgesellschaften und Komman-
ditgesellschaften und ihre innere Rechtfertigung sind seit ihrer Schaffung stän-
diger Drehpunkt von Rechtsprechung und Literatur. Handelte es sich jedoch 
früher eher um akademische Fragen, zeichnet sich in der letzten Zeit eine er-
hebliche Zunahme der Bedeutung dieser Auseinandersetzungen für die Praxis, 
insbesondere auch für die Kautelarjurisprudenz, ab. Im Mittelpunkt der Dis-
kussion steht dabei - wie nicht anders zu erwarten - die GmbH; aber auch die 
anderen Gesellschaftsformen, die in irgendeiner Form eine Beschränkung der 
Haftung erlauben, werden davon berührt1• 

Dachte man früher bei einem Konzern an eine größere Unternehmensver-
bindung, kann diese Vorstellung inzwischen nicht mehr aufrechterhalten wer-
den. Nicht nur Großunternehmen parzellieren ihre Unternehmerischen Aktivitä-
ten in verschiedene, rechtlich selbständige Unternehmen, sondern immer mehr 
finden sich unter Konzernen auch Unternehmungen, die von ihrer Größe als 
mittelständische Unternehmen einzuordnen sind. Vor allem die GmbH hat sich 
in steigendem Maße als eine Gesellschaftsform für Konzernunternehmen ent-
wickelt. 

Eine wichtige Ursache für diese Entwicklung ist der zunehmende Wunsch 
nach einer Haftungssegmentierung. Der immer unübersichtlicher sich gestal-
tende Markt sowohl im quantitativen wie im qualitativen Bereich und das sich 
beschleunigende Erfordernis der Produktanpassung an den Markt stellen immer 
höhere Anforderungen an die Unternehmerische Leitung und überfordern diese 
auch, wenn nicht mehr als herkömmliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
vorhanden sind2• Die daraus flir den mittelständischen Durchschnittsunter-

1 So gibt es schon seit langem eine Diskussion über die Durchbrechung der 
Haftungsbeschränkung des Kommanditisten: Barel/a, DB 1952, 465; Bemmann, DB 
1960, 688; Boerner, Die Haftung des herrschenden Kommanditisten, 1985; Elsing, 
Erweiterte Kommanditistenhaftung und atypische Kommanditgesellschaft, S. 49 ff.; 
ders., GmbHR 1978, 103 ff.; Fehl, BB 1976, 109 ff.; Ganssmüller, NJW 1972, 1034; 
Hofmann NJW 1969, 577 ff.; Konietzko, Zur Haftung des Kommanditisten, S. 164 ff.; 
K. Schmidt, DB 1995, 1381 ff.; Spies, S. 52 ff.; Weber/Jansen NJW 1971 , 1678 ff; 
Wiedemann, Beschränkte und unbeschränkte Kommanditistenhaftung, S. 1037 (1048 
ff.); Zwanzig, S. 36 ff. 

2 Vgl. dazu auch unten I. Kapitel, C.I. Zu risikopolitischen Maßnahmen im Bereich 
der Produkthaftung: Frese lv. Werder I Klinr.enberg, DB 1988, 2369 ff. 



2 Einleitung 

nehmer sich ergebende fehlende Kalkulierbarkeit von Risiken fuhrt zu Aus-
weichmanövern. Ist in Produktion und Vertrieb eine Berechenbarkeit des Risi-
kos nicht mehr möglich, so wird der Unternehmer versuchen, diese Berechen-
barkeit durch Haftungssegmentierung wieder herzustellen3. Phänomene wie 
Spezialisierung und arbeitsteilige Produktionsweise, damit verbundene Ab-
hängigkeiten (vgl. Just-in-Time-Zulieferbetriebe), Produkthaftungsrisiken, in-
ternationale Verflechtungen und härter und knapper zu kalkulierende Aufwen-
dungen (damit auch im Verhältnis von Fremd- zu Eigenkapital) engen den Dis-
positionsspielraum weiter ein. 

Größere Betriebe erhalten in der Regel durch bessere Zugriffsmöglichkeiten 
auf neueste betriebswirtschaftliche und technische Erkenntnisse sowie durch 
Einsatz entsprechender Marktmacht gegenüber Klein- und Mittelbetrieben ei-
nen wettbewerbliehen Vorsprung. Mittelbetriebe - und gerade diese sind Be-
trachtungsobjekt der neueren Rechtsprechung - sind Großbetrieben gegenüber 
benachteiligt, denn das ordoliberale Grundmuster des deutschen Kartellrechts 
verhindert hier weitgehend Zusammenschlüsse zur Bildung von Marktge-
genmacht. "Vollständige Konkurrenz" wird einerseits als Hauptziel staatlichen 
Tätigwerdens im Kartellrecht begriffen, andererseits kann der angestrebte 
Leistungswettbewerb nicht gewährleistet werden, da Mono- und Oligopole 
keineswegs unterbunden sind4• Hat ein Unternehmen eine gewisse Größe - re-
gional oder überregional - erlangt, so treten meist zahlreiche Förderungs- und 
Erhaltungshilfen durch das allzeit greifende Argument der Erhaltung von Ar-
beitsplätzen auf. 

Immer wiederkehrende juristische Idealbilder sind der Einzelkaufmann und 
die offene Handelsgesellschaft mit dem in beiden Formen vorhandenen 
Gleichlauf von Herrschaft und Haftung5. Gerade letztes Postulat fußt auf der in 
der Bundesrepublik Deutschland immer noch stark vertretenen und in gesetz-
lichen Regeln immer wieder zum Ausdruck kommenden ordoliberalen Wirt-
schaftstheorie. Ein Blick auf die Rechtstatsachen zeigt aber eine deutliche 
Differenz zwischen juristischer Vorstellungswelt und realem Erscheinungsbild. 

Seit Beginn der 70er-Jahre ist eine stark angeschwollene Zahl von Unter-
nehmensinsolvenzen zu beobachten. Die von der Rechtsordnung vorgesehenen 

3 Limbach, Theorie und Wirklichkeit der GmbH, S. 101; Limbach, Die beschränkte 
Haftung in Theorie und Wirklichkeit, S. 73; auch schon 1931 Wieland, Handelsrecht II, 
§ 124 I, S. 386. 

4 Limbach, Die beschränkte Haftung, S. 74; vgl. v. Köhler, Gefahrliehe 
Entwicklungen im Kartellrecht, NJW 1964, 2229 (2230); Rüstow, Kritik des 
technischen Fortschritts, in: ORDO, Bd. IV, S. 393. 

5 Das Postulat der Einheit von Herrschaft und Haftung geht auf Eucken, Grundsätze 
der Wirtschaftspolitik, 1952, S. 279 ff. zurück. Im einzelnen unten 2. Kapitel, Abschnitt 
0.11.1 (Seite 90 f.) . 
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Insolvenzverfahren führen immer weniger zu einer Befriedigung der Gläubiger. 
Im Hinblick auf diese Lage haben die Rechtsprechung und die gesellschafts-
rechtliche Literatur ein Schutzbedürfnis ftir Gläubiger von Unternehmensver-
bünden ausgemacht. Ausgehend von der Überlegung, daß es innerhalb eines 
Unternehmensverbundes keinen Gleichlauf von dem Interesse des Unterneh-
mensverbundes im gesamten und des zu ihm zählenden Einzelunternehmens 
gibt, werden Gefahren ftir das abhängige Tochterunternehmen und damit für 
die Befriedigung der Gläubiger dieses Tochterunternehmens erkannt. Die 
Rechtsprechung und der größte Teil der juristischen Literatur hat sich in den 
letzten Jahren dieses Problems in einer gesellschaftsrechtlich immanenten Form 
angenommen und einen Tatbestand der Konzernhaftung herausgebildet. 

Diese sog. Konzernhaftung ist Bestandteil einer rechtlichen Gemengelage im 
Umfeld einer zahlungsunfähigen Unternehmung. Auch wenn der dogmatische 
Anknüpfungspunkt ein anderer ist, wird die Haftung praktisch doch nur im In-
solvenzfalle relevant. Aber auch Ansprüche gegen Unternehmensleitungen 
wegen Fehlverhaltens im Vorfeld der Insolvenz aufgrund von §§ 43, 64 
GmbHG und § 826 BGB, um nur einige Beispiele zu nennen, sind in diesen 
Bereich einzubeziehen. Schließlich drängt sich eine Nähe zu der Thematik auf, 
die mit dem Begriff der Durchgriffshaftung umschrieben wird. 

Ziel dieser Arbeit soll es sein, den Konzernhaftungstatbestand in den be-
schriebenen Gesamtzusammenhang einzustellen und aus diesem heraus die 
Existenzbedingungen, seine Notwendigkeit und die Grenzen der neuen An-
spruchsnorm zu untersuchen. Aus diesem Grunde bedarf eine Untersuchung 
über die Notwendigkeit eines speziellen Konzernhaftungstatbestandes des Vor-
gehens in mehrere unterschiedliche Richtungen. 

In einem ersten Schritt sind die realen Existenzbedingungen fllr eine Kon-
zernhaftung zu untersuchen. Ein wesentliches Begründungsfundament ftir den 
Konzernhaftungstatbestand stellt die Aussage in der konzernrechtlichen Litera-
tur und der Rechtsprechung dar, es entstünden ftir die Gläubiger eines Unter-
nehmensverbundes zusätzliche Risiken, sogenannte Konzerngefahren. Gemeint 
wird damit, daß die Gläubiger eines abhängigen Unternehmens wegen des feh-
lenden Gleichlaufs der Interessen des abhängigen Unternehmens selbst und der 
an ihm beteiligten Gesellschafter mit ihren Forderungen stärker gefährdet seien 
als in einem selbständigen Unternehmen. Das erste Kapitel soll deshalb 
rechtstatsächlich der Frage nachgehen, ob ein erhöhtes Risiko ftir Gläubiger im 
Unternehmensverbund festzustellen ist. Im Zusammenhang damit steht die 
Frage, ob im Verhalten der Gläubiger Ansatzpunkte zu erkennen sind, die zu 
einem unterschiedlichen Verhalten zwischen einem abhängigen und einem 
selbständigen Unternehmen führen können. Der Nachweis eines solchen Phä-
nomens könnte eine Rechtfertigung oder sogar eine Notwendigkeit eines spe-
ziellen Konzernhaftungstatbestandes begründen. 
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